
Zivile Verteidigung

„Kliniken sind völlig blank 
bezüglich ihrer eigenen Sicherheit“

Im Ernstfall wäre NRW eine Drehscheibe für 
die Verwundeten-Versorgung. Was sagen die Kliniken dazu?

Ute Schwarzwald

Essen. Krieg im Nahen Osten und 
Krieg in der Ukraine.  Dass Konflik-
te militärisch ausgetragen werden, 
dass durch Bomben Soldaten und 
Zivilpersonen getötet oder verletzt 
und Städte verwüstet werden – das 
ist nicht mehr bloß ein furchtbares 
Szenario. Es ist Realität, auch in 
Europa. Deutschland bereitet sich 
inzwischen auf den Fall der Fälle 
vor: dass der Krieg noch näher 
rückt. NRW komme dabei eine 
Schlüsselrolle zu, glaubt die Bun-
deswehr. Sie sieht das Land unter 
anderem als „Drehscheibe“ für die 
Verwundeten-Versorgung.  Vor wel-
chen Herausforderungen die Klini-
ken hier im Ruhrgebiet stünden, er-
läutert Prof. Clemens Kill, Direktor 
des Zentrums für Notfallmedizin 
der Essener Universitätsmedizin. 

Prof. Kill, wissen Sie bereits, was im 
militärischen Ernstfall auf die Klini-
ken vor Ort zukommt?
Niemand weiß das. Das liegt daran, 
dass wir überhaupt nicht einschät-
zen können, bei welchem kriegeri-
schen Szenario überhaupt welche 
medizinischen Folgen auftreten. 
Wir wissen nicht, wie umfassend 
die Zivilbevölkerung betroffen sein 
wird. Wir wissen nicht, mit welchen 
militärischen Mitteln potenzielle 
Aggressoren uns direkt oder indi-
rekt werden schädigen wollen. 
Stichwort chemische, bakteriologi-
sche und atomare Waffen: die könn-
ten riesige Mengen in der Bevölke-
rung betreffen, auch fernab der 
eigentlichen Frontlinien. 

Dem Ruhrgebiet komme wegen sei-
ner hohen Klinikdichte womöglich 
eine besondere Rolle zu, heißt es.  
Das Ruhrgebiet ist sehr bevölke-
rungsreich, deshalb haben wir auch 
mehr Kapazitäten als andere Bun-
desländer. Wir brauchen eben all 
diese Kliniken für die Versorgung 
der Menschen, die hier leben. Aber 
wir haben in der Corona-Pandemie 
gelernt, dass wir – wenn wir auf Not-
fall- und Krisenbetrieb wechseln – 
mit unseren Ressourcen zurecht-
kommen. Wir waren damals auch 
international sehr, sehr gut aufge-
stellt. Denn vieles in der Medizin ist 
tatsächlich planbar oder aufschieb-
bar.

Im „Bündnisfall“ ist einer Nato-Si-
mulation zufolge mit 1000 Verwun-
deten täglich zu rechnen, bundesweit. 
Die fünf Bundeswehrkrankenhäuser 
und die mit ihnen kooperierenden 
Berufsgenossenschaftlichen Kliniken 
wären nach zwei Tagen voll. Doch 
auch im Krieg werden die Menschen 
Krebs, Schlaganfälle oder Herzin-
farkte bekommen …
Ich kenne keine solchen Szenarien 
und ich halte solche Simulationen 
für hochspekulativ. Aber niemand 
kann erwarten, dass wir in einem 
Kriegsfall die medizinische Versor-
gung für alle in der Bevölkerung auf 
dem Niveau aufrechterhalten, wie 
sie in Friedenszeiten stattfindet. 
Wenn Menschen aufgrund von Ver-
letzungen zu verbluten drohen, 
dann werden auch Krebsoperatio-
nen ausfallen. Es wird zivile Kollate-
ralschäden in der medizinischen 
Versorgung geben, wenn wir hier 
Krieg haben.  

Stichwort Triage?
Triage tötet nicht, Triage sichert das 
Überleben der größtmöglichen An-
zahl an Notfallpatienten. Triage 
heißt nichts anderes als Sortierung 

werden – das ist schon eine Haus-
nummer. Und die haben das hinbe-
kommen. Die wissen, wie das geht. 
Deren Sicherheitsarchitektur ist ge-
prägt von absoluter Krisenfestigkeit 
unter chronischer militärischer Be-
drohung oder aktiven Angriffen.

„Wir haben keine Zeit zu verlieren“, 
hieß es Anfang Juni auf einem Sym-
posium zum Thema „Gesundheits-
versorgung in der Landesverteidi-
gung“ in Berlin. Bundeswehr und 
Katastrophenschutz tingeln tatsäch-
lich bereits durchs Land, besuchen et-
wa Freiwillige Feuerwehren. Hatten 
Sie auch schon Besuch?
Nein, ich selbst nicht. Aber natür-
lich haben wir umfassende Planun-
gen für den Fall, dass akut eine er-
hebliche Anzahl von Patienten zu 
versorgen ist. Wir haben in der Pan-
demie zudem bewiesen, dass wir in 
der Krise auch den Transfer von Pa-
tienten hinkriegen, zumindest im 
eigenen Land. Und wir haben Pläne 
zur Sicherstellung unserer internen 
Betriebsfähigkeit, wenn etwa die IT 
oder der Strom längerfristig ausfal-
len sollten. Das Problem, unsere 
ganz große Limitation, liegt woan-
ders. 

Beim Thema Selbstschutz?
Ja, wir haben absolut keinen Plan, 
wie wir im Fall eines unmittelbaren 
Angriffs auf das Ruhrgebiet, also im 
Verteidigungsfall mit Kampfhand-
lungen in unserer Heimat, den Kli-
nikbetrieb aufrechterhalten kön-
nen. Kliniken sind völlig blank be-
züglich ihrer eigenen Sicherheit, 
wenn der Krieg tatsächlich bei uns 
landet. Bewaffnete Angriffe, mit 
welchen Waffen auch immer, sind 
in unseren Planungen bis dato kein 
Thema gewesen. Es gibt kein ziviles 
Krankenhaus in Deutschland, das 
einen Parallelbetrieb unter der Erde 
möglich macht. Es gibt nicht einmal 
Konzepte zur Bewachung, keine 
großvolumigen Dekontaminations-
anlagen für Menschen, die giftigen 
Substanzen ausgesetzt wurden. 
Dieses Thema müssen wir angehen.

Die Stadt Köln plant, eine unterirdi-
sche Intensivstation für den Katast-
rophenfall zu bauen...
Investitionen in strukturelle Maß-
nahmen sind unumgänglich. Für 
Neubauten essenziell, denke ich. 
Aber davon sind wir weit entfernt. 

Weil es an Geld fehlt? Welche Sum-
men bräuchte man, um die Uniklinik 
Essen krisen- und kriegsfest zu ma-
chen?
Wir reden hier sicher von zwei- bis 
dreistelligen Millionenbeträgen. 
Deshalb wären wir sehr glücklich, 
wenn die in Deutschland geplanten 
massiven Ausgaben für die Verteidi-
gung auch nur in einem kleinen Teil 
in die Entwicklung einer krisenfes-
ten medizinischen Infrastruktur 
fließen würden, nicht nur in Panzer, 
Kampfflugzeuge und Raketenab-
wehrsysteme.

Ihr Fazit?
Die medizinische Versorgung von 
zahlreichen Verwundeten aus an-
deren Gebieten ist sicherlich auch 
heute schon leistbar, unter Inkauf-
nahme von Einschränkungen der 
Regelversorgung der Bevölkerung. 
Die medizinische Versorgung in 
einem Verteidigungsfall im eigenen 
Land wird hochgradig problema-
tisch. Entscheidend wird in meinen 
Augen daher sein, alles daran zu 
setzten, den Frieden aufrechtzu-
erhalten.

Nato-Verbände üben am 28. Juni die Überquerung des Rheins bei Emmerich und Kalkar. Beim sogenannten 
„Grand Crossing 2025" sind Soldaten aus Deutschland, Großbritannien, Italien und den Niederlanden im Ein-
satz.  Arnulf Stoffel, Christof Köpsel/FUNKE Foto Services, Ralf RottMann/FUNKE Foto Services, Hendrik Schulz/WP 

Stell dir vor, es ist Krieg 
Nach dem russischen Angriff auf die Ukraine machen sich Sicherheitsexperten 

wieder Gedanken über Worte, die viele fast vergessen hatten: Zivile Verteidigung und Zivilschutz. 
Wie gut sind wir auf den Ernstfall vorbereitet?

nach Dringlichkeit, wenn es eng 
wird. Und das findet jeden Tag statt, 
schon heute. In Kliniken wie in 
Auto-Werkstätten. Wenn ein Motor-
schaden repariert werden muss, 
kann die Inspektion warten. Genau 
wie die geplante OP für eine neue 
Hüfte.

Gefragt sind im Kriegsfall vor allem 
Chirurgen. Gibt es genug?
Wir haben am Uniklinikum fast 
1000 Ärztinnen und Ärzte. Jede und 
jeder von ihnen beherrscht die Ba-
sisversorgung. Nach der OP kann 
ein Kriegsverletzter auch in einer 
nicht-chirurgischen Abteilung ver-
sorgt werden.

Apropos: Wo wollen sie im Kriegsfall 
die Patienten unterbringen? Platzt 
das Klinikum nicht schon heute aus 
allen Nähten?
Ja, weil wir hier eine umfassende Re-
gelversorgung machen. Wir haben 
mehrere dutzend OP-Säle, eine vier-
stellige Bettenzahl, dreistellige In-
tensivbetten-Kapazitäten mit Beat-
mungsgeräten. Sogar in der Notauf-
nahme könnten wir gleichzeitig 
20 Patienten beatmen! Es ist alles 
da, es muss nur der Schalter von 
Normal- auf Krisenbetrieb umge-
legt werden.

Reichen die Medikamente – wenn 
Versorgungswege zusammenbre-
chen?
Wir haben vor Ort eine relativ groß-
zügige Lagerhaltung. Einige Wo-
chen wären wir autark, auch was 
Verbandsmaterial und Instrumente 
für chirurgische Eingriffe angeht. 
Am ehesten beeinträchtigen würde 
uns der Zusammenbruch der Lie-
ferwege nach Fernost. Bei bestimm-
ten Generika ist die Abhängigkeit 
etwa von China nach wie vor sehr 
groß. 

Gibt es andere Länder, von denen 
deutsche Kliniken lernen können? 
Die Ukraine etwa?
Ich glaube nicht, dass die Ukraine 
Medizinern in Deutschland als 
Blaupause dienen könnte. Dort fin-
det ein „Krieg auf kleiner Flamme“, 
ein Zermürbungskrieg, statt. Ich 
kenne überhaupt nur ein Land, bei 
dem wir uns was abschauen kön-
nen: Israel. Beim Angriff der Hamas 
am 7. Oktober 2023 mussten mehr 
als fünftausend Verletzte versorgt 

Prof. Clemens Kill.  Laackman 

„Wenn Menschen 
zu verbluten 

drohen, werden 
Krebs-OPs 
ausfallen.“

Eine genaue Beschilderung hilft im Krisenfall, wertvolle Zeit zu sparen. 
Ebenso wichtig sind die Abläufe, die der Katastrophenschutz bei fiktiven 
Szenarien immer wieder übt. Gesucht werden in NRW dringend auch Bun-
ker und Schutzräume, um die Bevölkerung zu schützen.  Daniel Karmann / pA/dpa 

Vorbereitung auf Tag X
Bisher standen Hochwasser und Bombenentschärfungen im Fokus von Katastrophenschützern. 

Nun müssen sie auch über andere Szenarien nachdenken. Ein Besuch in Bochum

Laura Lindemann

Bochum. In der riesigen Halle tür-
men sich Feldbetten, Sandsäcke 
und Notstromaggregate in langen 
Gängen. „Alles für den Ernstfall“, 
sagt Mario Reuther. Der 45-Jährige 
leitet in Bochum das Krisenma-
nagement und den Bevölkerungs-
schutz. In dieser Halle lagert die 
Stadt auf 1600 Quadratmetern al-
les, was sie im Notfall benötigt – 
selbst für einen Kriegsfall.

Der russische Überfall auf die 
Ukraine hat Deutschland daran er-
innert: Frieden ist keine Selbstver-
ständlichkeit. Krieg in Deutschland 
oder einem unserer Nachbarländer 
ist ein Szenario, das hoffentlich un-
wahrscheinlich bleibt, aber auf das 
sich das Land vorbereiten muss. 
Und so sind Wörter zurück, die viele 
Jüngere kaum noch kennen: Zivil-
schutz und Zivile Verteidigung.

Der streng geheime „Operations-
plan Deutschland“ der Bundes-
wehr regelt die militärische Verteidi-
gung. Doch im Ernstfall sind nicht 
nur Soldaten gefragt. Die Kommu-
nen müssen ihre Bevölkerung 
schützen: Sie sind verpflichtet, Ge-
biete zu evakuieren und den Bür-
gern zu helfen, sich selbst zu schüt-
zen. Die Zivile Verteidigung um-
fasst aber noch mehr: Die Kommu-
nen müssen die Bundeswehr unter-
stützen, zum Beispiel mit Unter-
künften und Logistik. 

Dem Ruhrgebiet kommt dabei 
eine Schlüsselrolle zu: Die hohe 
Krankenhausdichte, das dichte 
Netz von Straßen und Schienen so-
wie mehrere Häfen machen es zur 
Drehscheibe für militärische Logis-
tik. Hier müssen Kriegsmaterial, 
Medikamente und Lebensmittel 
transportiert, Truppen verlegt und 
Verletzte versorgt werden.

Die Frage ist: Haben die Men-
schen und Verwaltungen die Zei-
tenwende verstanden? Wissen die 
Städte, was im Kriegsfall zu tun ist?

200 Menschen in einer Turnhalle
Zurück in Bochum. Mario Reuther 
ist bei der Stadt Referatsleiter für 
Krisenmanagement und Bevölke-
rungsschutz. Bis vor einigen Jahren 
war der Fokus seiner Arbeit die Vor-
bereitung vor allem auf Katastro-
phen wie: Hochwasser, Bomben-
entschärfungen, Stromausfälle und 
ähnliches. Inzwischen muss er sich 
auch auf weitere Szenarien vorbe-
reiten.

Reuther geht durch die riesige La-
gerhalle – der genaue Standort darf 
aus Sicherheitsgründen nicht in die 
Zeitung. Bochum hat das Lager vor 
sechs Jahren aufgebaut und vor drei 
Jahren in größere Hallen verlegt, 
um den Bestand zu erweitern. „Wir 
haben nicht erst seit heute Krisen“, 
sagt Reuther. Schon die Flüchtlings-
krise 2015, die Corona-Pandemie 
und der Ukraine-Krieg haben ge-
zeigt, welche Hilfsgüter eine Stadt 
braucht.

„In Bochum können wir derzeit 
etwa 1000 Menschen relativ zügig 
in unseren Kriseninformations- und 
Ersthilfezentren unterbringen, 
wenn diese ihr Zuhause verlassen 
müssen“, erklärt Reuther.  Im Lager 
liegen Platten für Turnhallen, Feld-
betten, Decken, Kissen und Hygie-
neartikel bereit. „In eine Turnhalle 
passen rund 200 Menschen. In vier 
bis fünf Stunden haben wir gemein-
sam mit dem Technischen Hilfs-
werk dort alles aufgebaut.“ Zudem 
gibt es größere Zelte und Pavillons.

Bei einem Stromausfall stehen 
über 30 Notstromaggregate bereit. 

können. Diese sind zugleich Zu-
fluchtsorte, an denen die Menschen 
im Notfall Strom, Trinkwasser und 
Beratung erhalten.

Doch die möglichen Bedrohun-
gen werden komplexer. „Es müssen 
Schutzräume gesucht und vorberei-
tet werden. Dabei geht es nicht um 
den Bau neuer Bunker, sondern da-
rum, U-Bahnhöfe und andere geeig-
nete Orte so auszustatten, dass sie 
als Schutzraum genutzt werden 
können“, sagt Wilcken. 

Gerade einmal 48 Schutzräume 
stehen laut Bundesanstalt für Im-
mobilienaufgaben hierzulande zur 
Verfügung. Allerdings ist keiner von 
ihnen derzeit „einsatzbereit“, hieß 
es noch Ende vergangenen Jahres. 
„So lange Bund und Länder nicht 
klar sagen, welche konkreten An-
forderungen die Schutzräume erfül-
len müssen, können die NRW-Städ-
te vor Ort nicht mit den Vorberei-
tungen beginnen“, sagt Christine 
Wilcken. 

In der Bochumer Lagerhalle 
schaut Mario Reuther sich um. „Wir 
arbeiten hier mit den verschiedenen 
Bereichen zusammen“, sagt er. Sein 
Tag bestehe hauptsächlich aus Kon-
zeption, Netzwerkarbeit und vie-
len, vielen Gesprächen – deutsch-
landweit und darüber hinaus. Im 
Katastrophenschutzlager selbst 
arbeiten zwei Männer, die Hilfsgü-
ter wie Feldbetten, Decken, Hygie-
neartikel einkaufen, verwalten, tes-
ten und, wenn nötig, reparieren. 

„Um zu wissen, was wir für den 
Ernstfall brauchen, planen wir Kri-
senszenarien vor. Als Grundlage 
nehmen wir oft die Situation eines 
langfristigen Stromausfalls“, erklärt 
Reuther. Denn mit dem Strom fange 
alles an: Geschäfte schließen, die 
Ampelschaltung fällt aus und es gibt 
kein Internet mehr. „Wenn die ge-
samte Infrastruktur einer Stadt zu-
sammenbricht, sprechen wir von 
einer Blackout-Lage.“ In einem sol-
chen Fall solle man am besten erst-
mal zu Hause bleiben, rät er. Im bes-
ten Fall hat man bereits Vorsorge ge-
troffen, sodass man Licht, Wasser 
und Konserven im Haus hat, um ein 
paar Tage überbrücken zu können.

Nachbarschaftshilfe ist wichtig 
Bevor Bürgerinnen und Bürger die 
Hilfe von Mario Reuther und sei-
nem Team in Anspruch nehmen 
und ein Hilfezentrum aufsuchen, 
sollten sie zuerst versuchen, sich 
selbst zu helfen, rät der Experte. „Es 
ist wichtig, Ruhe zu bewahren, den 
Informationen zu folgen und Nach-
barn zu helfen.“ 

Mario Reuther bleibt stehen. Es 
sei wirklich wichtig, darauf zu ach-
ten, ob Menschen in der Nachbar-
schaft Hilfe brauchen, wiederholt 
er. Denn der Zivilschutz fängt 
schon im Kleinen an. Nicht nur 
Bundeswehr, Feuerwehr, Polizei, 
THW und Kommunen müssten zu-
sammenarbeiten, sondern auch die 
Menschen untereinander. 

„Leider ist die Nachbarschaftshil-
fe eingeschlafen. Wir sehen das, 
wenn wir wegen einer Kampfmittel-
entschärfung Menschen evakuie-
ren müssen und fragen, ob es noch 
Hilfebedürftige in der Umgebung 
gibt, die das Haus vielleicht nicht al-
leine verlassen können. Oft kommt 
die Antwort: ‚Wir wissen gar nicht, 
wer mit uns im Haus wohnt.‘“ Das 
könne in Krisensituationen ein gro-
ßes Problem werden. „Wir müssen 
lernen, wieder mehr nach rechts 
und links zu schauen“, sagt er, bevor 
er die große Tür der Lagerhalle wie-
der hinter sich zuzieht. 

Ein Gerät versorgt ein Einfamilien-
haus mit Strom, sagt Reuther. „Und 
wenn Familien kein Wasser mehr 
haben, helfen unsere konstruierten 
Trinkwassernotbrunnen. Damit 
können wir im Notfall 1000 Kubik-
meter Wasser am Tag fördern.“ Auf 
ein Fahrzeug des Technischen Hilfs-
werks passen 1000 Liter Wasser, das 
dann zu einem der 15 Versorgungs-
orte der Stadt fährt. Dort kann das 
Wasser in Flaschen oder Kanistern 
an die Menschen ausgegeben wer-
den. 

All das kann auch im Kriegsfall 
entscheidend sein. Denn die Vorbe-
reitungen für den Katastrophen-
schutz und die Zivile Verteidigung 
gehen Hand in Hand. Darüber hi-
naus wird er bei dem Thema zu-
rückhaltend. Vieles ist vertraulich 
und Alarmismus bringe nieman-
dem etwas. „Wir prüfen den Sach-
stand immer wieder neu.“

Ein Grünbuch als Anleitung
Was im Krisenfall auf die Bevölke-
rung zukommt, steht im Grünbuch 
„Zivil-Militärische Zusammen-
arbeit 4.0 im militärischen Krisen-
fall“. Offiziere der Bundeswehr, Si-
cherheitsexperten und Vertreter des 
Katastrophenschutzes haben das 
67-seitige Papier gemeinsam er-
arbeitet. Das Grünbuch gibt es seit 
Jahren. Bisher lag der Fokus auf Ka-
tastrophen und Amtshilfe. In der 
nun neuen Ausgabe, die von fünf 
Bundestagsabgeordneten von 
CDU, SPD, FDP, Grünen und Lin-
ken Anfang des Jahres herausge-
geben wurde, geht es um Krieg. 

Das Grünbuch hält fest: Wird ein 
NATO-Land angegriffen, muss 
Deutschland vor allem ausländi-
sche Soldaten versorgen. Landen 
amerikanische Truppen etwa auf 
dem Militärflughafen Köln/Bonn, 
brauchen sie medizinische Versor-
gung, Unterkünfte, Lebensmittel 
und Transport. „Host Nation Sup-
port“ – so lautet der Fachbegriff, al-
so die Unterstützung des Gastlan-
des für ausländische Truppen. Die 
Bundeswehr spielt bereits konkrete 
Szenarien durch, geht davon aus, im 
Ernstfall mindestens 60.000 Solda-

tinnen und Soldaten versorgen zu 
müssen. Dafür müsse sie eng mit 
dem Zivilschutz zusammenarbei-
ten, heißt es im Grünbuch.

Deshalb übt NRW regelmäßig 
Krisenszenarien. „Es ist wichtig, 
dass sich die Akteure kennen und 
gemeinsam üben“, sagt Oberstleut-
nant Achim Schneider vom Landes-
kommando NRW. Die Bundeswehr 
wird seit Jahren regelmäßig von 
Kommunen eingeladen. Auch In-
nenminister Reul sensibilisierte die 
Kommunen für die „zivil-militäri-
sche Zusammenarbeit“ (ZMZ) – al-
so Feuerwehr, Polizei und Rettungs-
dienste.

Kürzlich simulierte eine große 
Militärübung in 15 Orten des Regie-
rungsbezirks Düsseldorf den Ernst-
fall. Reservisten übten den Umgang 
mit schwierigen Situationen – etwa 
mit einem liegengebliebenen Mili-
tärkonvoi. Vor wenigen Tagen über-
querten Soldaten bei Kalkar mit 500 
Fahrzeugen auf Schwimmschnell-
brücken den Rhein. Sie trainierten 
die Überquerung ohne feste Brücke.

Mit Strom fängt alles an
Zudem erarbeiten Bezirksregierun-
gen und Landesministerien derzeit 
ihre eigenen Alarmkalender. Dieser 
zivile Alarmkalender ist ein Hand-
buch für den Ernstfall: Er soll si-
cherstellen, dass alle Helfer und Or-
ganisationen im Krisenfall wissen, 
wie sie die Bürger bestmöglich 
schützen. Bis 2026 soll der Kalen-
der fertig sein, sagt Innenminister 
Herbert Reul (CDU).

Doch auch dann bleibt der Nach-
holbedarf bei der zivilen Verteidi-
gung groß, kritisieren Experten ano-
nym. NRW sucht unter anderem 
dringend Bunker und Schutzräu-
me. Und es geht darum, die Bevölke-
rung besser aufzuklären. 

Christine Wilcken ist beim Städ-
tetag NRW für den Katastrophen-
schutz zuständig. Auf Krisenszena-
rien wie längere Stromausfälle oder 
Überschwemmungen seien die 
Städte gut vorbereitet, sagt sie. Sie 
haben beispielsweise Infopunkte er-
richtet, an die sich die Bürgerinnen 
und Bürger in Krisenlagen wenden 

Mario Reuther, Zivilschützer.  Ralf Rottmann / FUNKE Foto Services 

„In Bochum können wir 
derzeit etwa 1000 Menschen 

relativ zügig in unseren 
Kriseninformations- und 

Ersthilfezentren unterbringen, 
wenn diese ihr Zuhause 

verlassen müssen.“


